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Einleitung 

Zentrale Ziele des Wohlfahrtsstaates sind die Gewährleistung sozialer 
Rechte und der soziale Ausgleich  (Kaufmann 1997: 22; Marshall (1949) 
1963). Um diese Ziele erfüllen zu können, muss der Wohlfahrtsstaat zwi-
schen den verschiedenen Gesellschaftsbereichen Staat, Markt und Familie 
und den diesen zu Grunde liegenden widersprüchlichen Funktionsbedin-
gungen vermitteln (Kaufmann 2002b: 278). Angesichts der sich verändern-
den wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen ist dazu eine be-
ständige Anpassung der konkreten Ausgestaltung sozialer Rechte wie auch 
wohlfahrtsstaatlicher Institutionen und Programme an neue Bedürfnisse 
und Herausforderungen notwendig. Das von Wolf Biermann formulierte 
Paradoxon der Notwendigkeit von Wandel als Voraussetzung für Konti-
nuität charakterisiert daher äußerst treffend die Dynamik der Wohlfahrts-
staatsentwicklung. 

In der vielfach als goldenes Zeitalter des Wohlfahrtsstaates bezeichne-
ten Nachkriegszeit galt der fürsorgende oder versorgende Wohlfahrtsstaat 
als dominantes Paradigma1 für sozialstaatliches Handeln in den westlichen 
Ländern. Folgt man der Argumentation von Esping-Andersen (1990) und 
anderen (Bonoli 2007b: 25), wurden der Ausbau der Dekommodifizierung, 
also die Existenzsicherung unabhängig von Markteinkommen, sowie die 
—————— 
 1 Die Charakterisierungen des fürsorgenden (Schmid 1996) und des versorgenden Wohl-

fahrtsstaates (Heinelt 2003) decken sich weitgehend mit dem Terminus des keyne-
sianischen Wohlfahrtsstaates (Jessop 1994) als Bezeichnung für das wohlfahrtsstaatliche 
Paradigma der Nachkriegszeit. Im Folgenden wird aus Gründen der Einfachheit nur 
noch vom fürsorgenden Wohlfahrtsstaat gesprochen. Nach Kuhn wird ein Paradigma 
als wissenschaftliches Erklärungsmodell verstanden, das gleichwohl abgelöst werden 
kann, wenn ein neues Paradigma bei der Bearbeitung offener Fragen als überlegen 
erscheint (Kuhn 1976). Im Folgenden wird in Anlehnung an Hall der Begriff des 
wohlfahrts-staatlichen Paradigmas verstanden als » ›an interpretive framework‹ of ideas 
and stan-dards that specifies not only the goals of policy and the kind of instruments 
that can be used to attain them, but also the very nature of the problems they are meant 
to be adressing« (Hall 1993: 279; ähnlich Béland 2005).  
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Angleichung der Markteinkommen über sozialstaatliche Umverteilung als 
zentrale sozialpolitische Ziele verfolgt. Dies basierte auf einem Verständnis 
des Staates als planendem oder steuerndem Interventionsstaat, der unter 
anderem mit Hilfe der keynesianischen Makrosteuerung, die entsprechen-
den ökonomischen Voraussetzungen in Form von wirtschaftlichem 
Wachstum und Vollbeschäftigung schaffen sollte (Dingeldey 2006b). Die 
verschiedenen von Esping-Andersen (1990) als liberal, konservativ-
korporatistisch und sozialdemokratisch-universalistisch typologisierten 
Wohlfahrtsstaatsregime belegen dabei, dass die entsprechenden Ziele in 
den einzelnen Ländern nicht nur im Rahmen unterschiedlicher historisch 
gewachsener institutioneller Arrangements entlang verschiedener Normen 
und Prinzipien umgesetzt, sondern auch jeweils mit durchaus unterschied-
lichem Erfolg erreicht wurden. 

Spätestens seit den 1970er Jahren entstanden jedoch neue Herausforde-
rungen und soziale Problemlagen, welche die mit dem Paradigma des für-
sorgenden Wohlfahrtsstaates verbundenen Ziele und Instrumente sowie 
das damit einhergehende Problemlösungspotential generell in Frage stell-
ten. Zu nennen sind hier unter anderem die zunehmende Internationalisie-
rung der Wirtschaft, welche die keynesianische Steuerung restringierte 
beziehungsweise deren weitgehendes Versagen bei der Beseitigung der 
Massenarbeitslosigkeit verdeutlichte (Scharpf 1987). Ferner wurde die 
Finanzkrise des Staates unter anderem auf permanent steigende wohl-
fahrtsstaatliche Ausgaben zurückgeführt. Damit wurden vor allem kom-
pensatorische, finanzielle Leistungen beziehungsweise das Ziel einer um-
fassenden Dekommodifizierung zunehmend diskreditiert. Gleichzeitig 
zeigten die etablierten Instrumente und Programme Defizite hinsichtlich 
der Absicherung so genannter neuer sozialer Risiken, die aufgrund der 
zunehmenden Prekarisierung von Erwerbstätigen sowie der Auflösung der 
traditionellen Familienformen entstanden (Bonoli 2007a; Pierson 2001a).  

Vor diesem Hintergrund entwarfen sowohl nationale als auch internati-
onale Akteure neue wohlfahrtsstaatliche Leitbilder, um die konkreten Ziele 
sowie Programme und Institutionen an die veränderten Herausforderun-
gen anzupassen. Seit Ende der 1980er Jahre werden die entsprechenden 
Reformdiskurse von Seiten der OECD oder der EU durch die Entwürfe 
einer »Active Society« oder »Activating Policies« (Lefresne 1999; OECD 
1989) geprägt. Die diesen Entwürfen zu Grunde liegenden Ideen wurden 
nicht zuletzt von ideologischen Wegbereitern und Politikberatern der 
nationalen Regierungen und Parteien entwickelt und beeinflusst. 
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Beispielhaft zu nennen sind hier Publikationen, die einen »Social 
Investment State« (Giddens 1998a) oder einen »Enabling State« (Gilbert/ 
Gilbert 1989; Gilbert 2002) als Ziel des Wandels skizzierten beziehungs-
weise dahingehende Entwicklungen positiv bewerteten. Andere wiederum 
haben die entsprechenden Reformpolitiken als Transformation vom »Key-
nesian Welfare State to the Schumpeterian Workfare State« (Jessop 1994) 
kritisch kommentiert. Als am wenigsten normativ überfrachtet kann in 
diesem Zusammenhang die These des wohlfahrtsstaatlichen Paradigmen-
wechsels vom »fürsorgenden zum aktivierenden Staat« betrachtet werden 
(Dingeldey 2006b)2.  

Grundlegend für die genannten Entwürfe ist, dass sozialstaatliche Ziele 
wie Freiheit und Gleichheit im Sinne einer Steigerung der Eigenverant-
wortung und sozialer Teilhabe reinterpretiert werden. Im Rahmen einer 
Politik, die sozialen Risiken präventiv begegnen will, werden die im Rah-
men einer fürsorgenden Sozialpolitik gewährten universalisierten Rechtsan-
sprüche auf standardisierte materielle Leistungen abgebaut und durch indi-
vidualisierte und konditionalisierte Leistungen ersetzt. Im Vordergrund 
steht dabei die Arbeitsmarktaktivierung, womit die Kommodifizierung der 
Individuen zum vorrangigen Ziel staatlicher Steuerungsintentionen wird. 
Der bereits vollzogene Übergang zu einer angebotsorientierten Wirt-
schaftssteuerung wird nunmehr durch einen massiven Umbau hin zur 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik ergänzt und das Vollbeschäftigungsziel 
weitgehend durch das Ziel der Förderung von Beschäftigungsfähig ersetzt. 

Bislang noch wenig Aufmerksamkeit fand dabei, dass das neue Para-
digma neben dem Wandel von Welfare auch einen Wandel von State impli-

—————— 
 2 Eine der bekanntesten Definitionen eines Paradigmenwechsels geht zurück auf Peter 

Hall, der den Begriff letztlich synonym mit einem Policy Wandel dritter Ordnung im 
Sinne einer Veränderung von Zielen, Instrumenten und »Settings« verwendet (Hall 1993; 
ausführlich siehe Abschnitt 3.1). Im Folgenden wird der wohlfahrtsstaatliche Paradig-
menwechsel in Anlehnung an Hall und Kuhn (siehe oben) als Wandel der (normativen) 
Vorstellungen zur materiellen und ideellen Gestalt des Wohlfahrtsstaates, der damit ver-
bundenen Interpretationen wirtschaftlicher und sozialpolitischer Funktionsmechanis-
men sowie der darauf aufbauenden Institutionen und Interventionsmechanismen ver-
standen. Die Umsetzung eines Paradigmenwechsels beinhaltet damit eine auf dem 
Ideenwandel aufbauende komplexe und umfassende Reformulierung politischer Ziele 
und Programme sowie die Umgestaltung von Institutionen. Dabei ist auch eine Verän-
derung damit verbundener Outcomes zu erwarten. Der Terminus aktivierender Sozial- 
oder Wohlfahrtsstaat wird im Folgenden kursorisch für das hier thematisierte neue 
Wohlfahrtsstaatsparadigma genutzt, sofern nicht auf Differenzen der spezifischen nor-
mativen Konzepte abgehoben wird. 



20 D E R  A K T I V I E R E N D E  W O H L F A H R T S S T A A T  

ziert. Das zweite oben angeführte Zitat des ehemaligen deutschen Kanzler-
amtsministers Bodo Hombach unterstreicht jedoch genau diesen Aspekt, 
indem die veränderten sozialstaatlichen Zielsetzungen mit dem Wandel des 
Steuerungsmodells beziehungsweise von Governance3 verbunden werden. 
Dies lässt sich vordergründig auf die Arbeitsteilung zwischen staatlichen 
und privaten Akteuren beim Regulieren, Erbringen und Finanzieren sozia-
ler Leistungen beziehen. Wesentlicher erscheint jedoch eine damit einher 
gehende Neudefinition der Rolle des Staates.  

Dieser wird unter anderem als Gewährleistungsstaat skizziert, in dem 
die Rücknahme staatlicher Verantwortung beim Erbringen von Leistungen 
mit der Ausdehnung von hoch komplexen Regulierungs- und Koordinati-
onsaufgaben bei der Wahrnehmung einer erweiterten Gewährleistungsver-
antwortung gekoppelt ist (Schuppert 1997; 2005). Die Transformation zum 
aktivierenden Wohlfahrtsstaat wäre somit nicht – wie in zahlreichen wohl-
fahrtsstaatlichen Analysen impliziert – allein durch die Veränderung des 
»Umfangs« staatlicher Intervention (Retrenchement oder Expansion) zu 
erfassen, sondern muss im Sinne eines umfassenden Umbaus untersucht 
werden. Dabei ist auch zu klären, inwiefern sich der neben der Verände-
rung der Governance von Policies ebenfalls angestrebte Wandel der Go-
vernance der politischen Entscheidungsprozesse (Politics) beispielsweise 
durch die vermehrte Entscheidungsfindung in Netzwerken auf die Ge-
staltung von Politik beziehungsweise die Reformfähigkeit auswirkt. 

Um den mit dem Konzept des aktivierenden Wohlfahrtsstaates ver-
bundenen Wandel erfassen zu können, bedarf es daher nicht nur einer 
Analyse der veränderten Ziele, Instrumente und institutionellen Arrange-
ments der Policies, sondern auch der den entsprechenden Reformen vo-
rangegangenen Entscheidungsprozesse. Eine derart angelegte Untersu-
chung entspricht der von Kaufmann eingeforderten Analyse von Sozialpo-
litik in ihrer dreifachen Dimensionierung, also die Entwicklung sozialpoliti-
scher Ideen (Social Ideas), die institutionelle Ausgestaltung der Sozialpoli-
tiken (Social Policies) und die diese beeinflussenden politischen Entschei-
dungsprozesse und Machtverhältnisse (Social Politics) (Kaufmann 2009).  
—————— 
 3 »Governance« wird im Folgenden als Oberbegriff genutzt, um das »Gesamt aller 

nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven Regelung gesellschaftlicher Sach-
verhalte: von der institutionalisierten zivilgesellschaftlichen Selbstregelung über verschie-
dene Formen des Zusammenwirkens staatlicher und privater Akteure bis hin zu hoheit-
lichem Handeln staatlicher Akteure« zu bezeichnen (Mayntz 2004: 66) und bezieht sich 
sowohl auf die das Handeln regelnden Strukturen als auch auf den Prozess der Regelung 
(Mayntz 2005: 15; Pierre/Peters 2000: 14). 
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